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&&!���Verordnung: Einräumung von Privilegien und Immunitäten an die ausländischen Dele-
gationen, an das Sekretariat und die Bediensteten des Sekretariats des Was-
senaar Arrangements

&&"���Verordnung: Änderung der Verordnung über die Festsetzung des Lohnstufenschemas nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz

&&#���Verordnung: Lohnzuschläge für die Sachbereiche der Urlaubs- und der Abfertigungsrege-
lung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz

&&$���Verordnung: Änderung der Verordnung über die arbeitsmedizinische Ausbildung von Ärz-
ten

&&%���Verordnung: Akkreditierung des Wifi-Österreich
&&&���Verordnung: Doktorratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschul-

Studiengängen technischer Richtung

&&!��Verordnung der Bundesregierung über die Einräumung von Privilegien und Immu-
nitäten an die ausländischen Delegationen, an das Sekretariat und die Bediensteten des

Sekretariats des Wassenaar Arrangements
Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Einräumung von Privilegien und Immunitä-

ten an internationale Organisationen, BGBl. Nr. 677/1977, wird verordnet:

§ 1. Den ausländischen Delegationen, die am Informationsaustausch über den Export von konven-
tionellen Waffen und doppelverwendungsfähigen Gütern und Technologien (Wassenaar Arrangement)
teilnehmen, werden Privilegien und Immunitäten im gleichen Umfang eingeräumt, wie sie den Ständigen
Vertretungen und ihren Mitgliedern bei den Vereinten Nationen in Wien auf Grund von bestehenden
Verträgen eingeräumt werden.

§ 2. Dem Sekretariat und den Bediensteten des Sekretariats des Wassenaar Arrangements werden
Privilegien und Immunitäten im gleichen Umfang eingeräumt, wie sie den Vereinten Nationen und ihren
vergleichbaren Bediensteten auf Grund von bestehenden Verträgen eingeräumt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit der endgültigen Beendigung des Informationsaustauschs im Rahmen
des Wassenaar Arrangements oder mit Inkrafttreten eines Bundesgesetzes über die rechtliche Stellung
des Wassenaar Arrangements außer Kraft.

Vranitzky Schüssel Konrad Farnleitner
Hums Klima Einem Bartenstein
Michalek Fasslabend Molterer Gehrer
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&&"��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, mit der die Verordnung
über die Festsetzung des Lohnstufenschemas nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs-

gesetz geändert wird
Auf Grund des § 46 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, zu-

letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 600/1996, wird verordnet:

Die Verordnung über die Festsetzung des Lohnstufenschemas, BGBl. Nr. 1041/1994, in der Fassung
BGBl. Nr. 856/1995 wird wie folgt geändert:

1. Lohnstufe 76 des Lohnstufenschemas gemäß § 1 lautet wie folgt:

„76 1 510 1 530 10 570 10 710 45 300 45 900 1 520“
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2. Das Lohnstufenschema gemäß § 1 wird um folgende Lohnstufen ergänzt:

Arbeitsverdienst in Schilling für den (die) Tageswert der

„Lohnstufe Kalendertag Woche Monat allg. Beitrags-
grundlage

über bis über bis über bis in Schilling

77 1 530 1 550 10 710 10 850 45 900 46 500 1 540“
78 1 550 1 570 10 850 10 990 46 500 47 100 1 560“
79 1 570 – 10 990 – 47 100 – 1 580“

3. Nach § 3 wird folgender § 4 angefügt:

„§ 4. § 1 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 662/1996 tritt am 1. Jänner 1997 in Kraft.“

Hums

&&#��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales betreffend die Lohnzu-
schläge für die Sachbereiche der Urlaubs- und der Abfertigungsregelung nach dem Bau-

arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz
Auf Grund der §§ 4 Abs. 2 und 21 des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes, BGBl. Nr.

414/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 417/1996, wird verordnet:

§ 1. (1) Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21a in Verbindung mit § 21 Abs. 1 und 2 des Bauar-
beiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes zur Bestreitung des Aufwandes der Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungskasse für den Sachbereich der Urlaubsregelung einschließlich der anteiligen Verwaltungs-
kosten zu entrichten ist, beträgt für eine Anwartschaftswoche das 12fache des um 25 % erhöhten kollek-
tivvertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21a Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsge-
setzes, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt.

(2) Der Zuschlag gemäß Abs. 1 beträgt
1. für Arbeitnehmer, für die eine kollektivvertraglich geregelte wöchentliche Normalarbeitszeit von

39 Stunden gilt, das 11,7fache,
2. für Arbeitnehmer, für die eine kollektivvertraglich geregelte wöchentliche Normalarbeitszeit von

weniger als 39 Stunden gilt, das 11,55fache
des um 25 % erhöhten kollektivvertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21a Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes.

§ 2. Der Arbeitnehmer erwirbt als Anwartschaft
1. bei einem Urlaubsausmaß von 30 Werktagen 725/1000,
2. bei einem Urlaubsausmaß von 36 Werktagen 870/1000

der in der Anwartschaftsperiode geleisteten Zuschläge (§ 1).

§ 3. Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21a in Verbindung mit § 21 Abs. 1 und 3 des Bauarbei-
ter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes zur Bestreitung des Aufwandes der Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungskasse für den Sachbereich der Abfertigungsregelung einschließlich der anteiligen Verwal-
tungskosten zu entrichten ist, beträgt für eine Kalenderwoche (Beschäftigungswoche) das 1,3fache des
um 20 % erhöhten kollektivvertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21a Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes.

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 30. Dezember 1996 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 29. Dezember 1996 tritt die Verordnung des Bundesministers für Arbeit und So-
ziales betreffend die Festsetzung des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Urlaubsregelung so-
wie der Anwartschaft auf die Zuschlagswerte und des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Ab-
fertigungsregelung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 799/1992, zuletzt
geändert durch die Verordnung BGBl. Nr. 822/1995, außer Kraft. Sie ist jedoch für die Berechnung,
Vorschreibung und Eintreibung von Zuschlägen für Anwartschaftswochen bzw. Kalenderwochen
(Beschäftigungswochen), die vor dem 30. Dezember 1996 liegen, in der bis dahin geltenden Fassung
weiterhin anzuwenden.

Hums
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&&$��Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der
die Verordnung über die arbeitsmedizinische Ausbildung von Ärzten geändert wird
Gemäß § 14 Abs. 3 Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz

BGBl. Nr. 378/1996, wird verordnet:

Die Verordnung über die arbeitsmedizinische Ausbildung von Ärzten, BGBl. Nr. 489/1995, wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Ausbildungslehrgänge für Ärzte, die beabsichtigen, eine Tätigkeit als Arbeitsmediziner im Sin-
ne des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, auszuüben, sind an einer Akademie für
Arbeitsmedizin zu führen, die über die zur Erreichung des Ausbildungszieles erforderlichen Lehrkräfte
sowie Lehrmittel verfügt. Die Ausbildungslehrgänge sind gemäß § 14 Abs. 4 des Ärztegesetzes 1984,
BGBl. Nr. 373, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 100/1994, vom Bundesminister für Ge-
sundheit und Konsumentenschutz anzuerkennen.“

2. § 2 Abs. 2 erster Satz lautet:

„Der Träger einer Akademie für Arbeitsmedizin hat zum Leiter des Ausbildungslehrgangs einen zur
selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufs berechtigten Arzt zu bestellen, der über umfassende
Kenntnisse und praktische Erfahrungen auf dem Gebiet der arbeitsmedizinischen Betreuungstätigkeit im
Sinne des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes sowie über pädagogische Fähigkeiten verfügt.“

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a. Der Träger einer Akademie für Arbeitsmedizin hat dem Bundesminister für Gesundheit und
Konsumentenschutz längstens bis zum 31. Jänner eines jeden Jahres die Liste des Lehrpersonals für das
laufende Jahr vorzulegen sowie jeden Wechsel des Leiters des Ausbildungslehrgangs und Verhinderun-
gen des sonstigen Lehrpersonals, die voraussichtlich mehr als drei Monate übersteigen werden, unver-
züglich anzuzeigen.“

4. § 7 Abs. 1 wird folgender zweiter Satz angefügt:

„Der Träger einer Akademie für Arbeitsmedizin hat dem Bundesminister für Gesundheit und Kon-
sumentenschutz die Termine von Abschlußkolloquien und die Zahl der dafür vorgemerkten Kandidaten
sowie nach jedem Abschlußkolloquium die Zahl der erfolgreich abgelegten Kolloquien mitzuteilen.“

5. § 7 Abs. 2 lautet:

„(2) Das Abschlußkolloquium ist vor einer Kommission, bestehend aus dem Leiter des Ausbil-
dungslehrgangs oder einer von ihm bestellten Person und zwei Mitgliedern des Lehrpersonals, abzulegen.
Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz ist berechtigt, zu einem Abschlußkolloqui-
um einen Vertreter aus dem Kreis der fachlich qualifizierten Beamten des Bundesministeriums für Ge-
sundheit und Konsumentenschutz zu entsenden. Über ein ,mit ausgezeichnetem Erfolg‘ oder ein ,mit
Erfolg‘ abgelegtes Abschlußkolloquium ist dem Teilnehmer ein Zertifikat nach dem Muster der Anlage
auszustellen und vom Leiter des Ausbildungslehrgangs zu unterzeichnen.“

Krammer

&&%��Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Akkreditierung des Wifi-Österreich

Auf Grund des § 17 Abs. 1 des Akkreditierungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1992, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 430/1996 wird verordnet:

§ 1. Das Wifi-Österreich (Wirtschaftsförderungsinstitut der Wirtschaftskammer Österreich) mit Sitz
in 1045 Wien, Wiedner Hauptstraße 63, wird als Stelle, die Personen zertifiziert, akkreditiert.

§ 2. Die Zertifizierungsbefugnis umfaßt die Zertifizierung von

Qualitätsbeauftragten in kleinen und mittleren Unternehmen und internen Auditoren

§ 3. Die Zertifizierungsbefugnis gilt für jene Bereiche, in denen der Bund für die Gesetzgebung und
Vollziehung zuständig ist, sofern die diese Bereiche regelnden Bundesgesetze keine den Bestimmungen
des Akkreditierungsgesetzes entsprechenden Regelungen über die Akkreditierung solcher Stellen enthal-
ten.

Farnleitner
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&&&��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Verkehr und Kunst über das
Doktoratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschul-

Studiengängen technischer Richtung
Auf Grund des § 5 Abs. 3 des Bundesgesetzes über Fachhochschul-Studiengänge (FHStG), BGBl.

Nr. 340/1993, wird verordnet:

Berechtigung
§ 1. Absolventinnen und Absolventen der nachstehenden Fachhochschul-Studiengänge haben das

Recht auf Zulassung zu einem um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudium der technischen Wis-
senschaften:

 Studien- Bezeichnung
  gangs-
kennzahl

0002 Gebäudetechnik
0003 Automatisierte Anlagen- und Prozeßtechnik
0004 Software Engineering
0009 Fertigungsautomatisierung
0011 Elektronik
0016 Präzisions-, System- und Informationstechnik

Zusätzliche Erfordernisse
§ 2. (1) Im Rahmen des um zwei Semester verlängerten Doktoratsstudiums haben Absolventinnen

und Absolventen der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge
1. Grundlagenfächer,
2. fachspezifische Ergänzungsfächer und
3. Vertiefungsfächer

im Gesamtumfang von 44 Semesterwochenstunden zu absolvieren.

(2) Die Auswahl der Lehrveranstaltungen aus diesen Fächern hat der/die Studierende im Einverneh-
men mit dem/der Betreuer/in der Dissertation vorzunehmen. Steht der/die Betreuer/in zu Studienbeginn
nicht fest, so hat die Auswahl der Lehrveranstaltungen im Geltungsbereich des Universitäts-Organisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975,  nach Beratung durch den Präses der Prüfungskommission, im Gel-
tungsbereich des UOG 1993, BGBl. Nr. 805, nach Beratung durch den  zuständigen Studiendekan zu
erfolgen. Hiebei ist auf die fachspezifischen Anforderungen der Dissertation Bedacht zu nehmen. Die
festgesetzten Lehrveranstaltungen sind zu protokollieren.

§ 3. Die Grundlagenfächer haben Lehrveranstaltungen aus folgenden Fachgebieten im Gesamtum-
fang von 24 Semesterwochenstunden zu enthalten:

Fachhochschul-Studiengang Fachgebiet   Semesterwochen-
      stunden

1. Gebäudetechnik Mathematik 6–12
Physik 4–81
Grundlagen des Bauwesens 4–10
Grundlagen des Maschinenbaues 4–81

2. Automatisierte Anlagen- und Mathematik 6–12
Prozeßtechnik Physik 4–81

Grundlagen der Elektrotechnik 6–12
3. Software-Engineering Mathematik 6–12

Grundlagen der Elektrotechnik 6–12
Technische Informatik 6–12

4. Fertigungsautomatisierung Mathematik 6–12
Grundlagen des Maschinenbaus 6–12
Grundlagen der Elektrotechnik 4–81

5. Elektronik Mathematik 6–12
Physik 4–81
Grundlagen der Elektrotechnik 6–12

6. Präzisions-, System- und Infor- Mathematik 6–12
mationstechnik Physik 4–81

Mechanik 4–81
Grundlagen der Elektrotechnik 4–81
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§ 4. Die fachspezifischen Ergänzungsfächer umfassen 10 Semesterwochenstunden. Sie dienen der
Einführung in die wissenschaftliche Methodik des Fachgebietes der Dissertation. Die Lehrveranstaltun-
gen sind aus dem Angebot jener Fakultät, der das Dissertationsfach,  im Falle einer interdisziplinären
Dissertation eines der für die Dissertation einschlägigen Fachgebiete, zugeordnet ist, auszuwählen und zu
absolvieren.

§ 5. Die Vertiefungsfächer umfassen 10 Semesterwochenstunden. Sie dienen der vertiefenden Aus-
bildung im Fachgebiet der Dissertation. Der/Die Studierende hat die Lehrveranstaltungen aus dem Fach-
gebiet, im Falle einer interdisziplinären Dissertation aus den Fachgebieten, der Dissertation auszuwählen
und zu absolvieren.

Fortsetzung des Doktoratsstudiums nach dem ersten Studienjahr

§ 6. Bei Erfüllung der in den §§ 2 bis 5 genannten Voraussetzungen sind Absolventinnen und Absol-
venten der in § 1 genannten Fachhochschul-Studiengänge hinsichtlich der Fortsetzung des Doktorats-
studiums den Absolventinnen und Absolventen eines Diplomstudiums an Universitäten  gleichgestellt.

Außerkrafttreten

§ 7. Die Verordnung über das Doktoratsstudium für Absolventinnen und Absolventen von Fach-
hochschul-Studiengängen technischer Richtung, BGBl. Nr. 479/1996, tritt außer Kraft.

Scholten


